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Medieninformation 
 
Ausgestaltung des strafrechtlichen Lebensschutzes am Lebensende 
 
Abteilung Strafrecht – aus den Referaten am Mittwoch 
 

Grundlage der Referate war das Gutachten von Prof. Dr. Anette Grüne-

wald, Jena  

 

Erfurt, den 16.09.2026 – „Es geht um die fundamentale, letzte Ent-

scheidung, die ein Mensch über sein Leben treffen kann“, eröffnet die 

Vorsitzende der strafrechtlichen Abteilung Rechtsanwältin Anke Mül-

ler-Jacobsen die erste Sitzung am Mittwochvormittag: „Wir befinden 

uns im Spannungsfeld zwischen Autonomie und Lebensschutz – bei-

dem ist unser Staat verpflichtet.“ 
 
Mit der gesetzlichen Seite dieses Spannungsfeldes beschäftigt sich im 

ersten Referat Generalstaatsanwalt Prof. Dr. Ralf Peter Anders. Sein 

rechtsphilosophisch geprägter Vortrag behandelt denjenigen 

Straftatbestand, der in Fällen aktiver Sterbehilfe einschlägig ist: die 

Tötung auf Verlangen in § 216 StGB. Nachdem das Bundesverfassungs-

gericht im Jahr 2020 ein Recht auf selbstbestimmtes Sterben 

festgestellt habe, sei der Druck auf die Legitimation der Norm 

gewachsen – denn es gewähre damit nicht nur das Recht auf einen 

assistierten Suizid, sondern unter Umständen auch das Recht, einen 

Dritten zur Tötung zu bestimmen. Daraus folge nicht die Verfassungs-

widrigkeit des Straftatbestandes, aber die Notwendigkeit, eine 

tragfähige Legitimationsgrundlage für ihn zu formulieren. 

 

Die bisher vertretenen Begründungen einer Strafbarkeit der Tötung auf 

Verlangen seien zumindest nicht alleine tragfähig, da sie neben der 

Fremdtötung auch die Assistenz bei der Selbsttötung umfassten. Das 
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gelte insbesondere, wenn für die Legitimation des § 216 StGB 

angeführt werde, eine gesellschaftliche Normalisierung des vorzeitigen 

Ausscheidens aus dem Leben und einen entsprechenden Erwartungs-

druck gegen Alte und Kranke vermeiden zu wollen. Auch dass zur 

autonomen Selbsttötung eine höhere Hemmschwelle als zum 

Verlangen nach einer Fremdtötung überschritten werden müsse, sei 

empirisch kaum belegbar. Auch einen Schutz des Sterbewilligen vor 

übereilten Entscheidungen könne ein prozedurales Schutzkonzept – 

wie es die folgenden Referate fordern werden – besser erreichen. 

 

Grund für die Strafbarkeit der Tötung auf Verlangen sei stattdessen ein 

Prinzip, das auch dem Verbot einer freiwilligen Selbstversklavung 

zugrunde liege: das Verbot der widersprüchlichen Verfügung über die 

eigene Person. Was konstitutive Bedingung der Personalität sei, wie die 

persönliche Freiheit oder das Leben, könne demnach nicht Gegenstand 

der Rechte Dritter sein. Denn wer einen anderen dazu ermächtigt, ihn 

zu töten oder zu versklaven, hebe die zu dieser Ermächtigung 

erforderliche Autonomie gleichzeitig auf. Auf Grundlage einer solchen 

Legitimation sei ein Fortbestand des § 216 StGB möglich. Zugleich 

fordert Anders gesetzgeberische Reformen: Weder der aktive 

Behandlungsabbruch noch die indirekte Sterbehilfe seien Verfügungen 

über die eigene Person, in Fällen der Unmöglichkeit eines Suizids gelte 

das auch für die Fremdtötung. Eine richterrechtlich begründete 

Straflosigkeit verwehre den Ausführenden aber die erforderliche 

Rechtssicherheit. Diese Fälle seien deshalb bei einer Reformulierung 

des Straftatbestandes ausdrücklich auszuklammern. 

 

Einen Blick auch auf die Empirie wirft der zweite Referent, Prof. Dr. 

med. Jan Schildmann, Leiter des Instituts für Geschichte und Ethik der 

Medizin der Universität Halle. Er weist darauf hin, dass derzeit keine 

repräsentativen empirischen Daten zu Anfragen nach Suizidassistenz 

in Deutschland vorliegen. In der Schweiz seien 2023 etwa 2% aller 
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Sterbefälle als Folge eines assistierten Suizids registriert worden. Über-

tragen auf Deutschland bedeute dies rund 20.000 Fälle pro Jahr. Er be-

kräftigt folglich den Bedarf für Suizidassistenz und identifiziert Ansatz-

punkte möglicher Optionen zur Gestaltung einer verantwortbaren Pra-

xis derselben, wobei er gesetzliche Regelungen zwar als „wichtigen Bei-

trag“, jedoch nicht alleinig ausreichend ansieht. Im Kern sei die Beurtei-

lung von Freiverantwortlichkeit und damit die Frage, inwieweit weder 

eine unzulässige Einflussnahme noch Druck vorliege, in der Praxis ent-

scheidend. Personen, die eine Suizidassistenz erwägen, sollten deshalb 

die Möglichkeit erhalten, niedrigschwellig fachübergreifende Expertise 

in Anspruch nehmen zu können, wobei er im Ergebnis hieraus eine Be-

ratungspflicht zur Suizidassistenz ableitet. Beratende Personen sollten 

über noch zu definierende Kompetenzen verfügen und sich fortlaufend 

weiterbilden. Abschließend plädiert er für die Einführung eines Regis-

ters zur Dokumentation aller Fälle von Suizidassistenz und einer ver-

pflichtenden Meldung. 


